
  

  

   
        

   

     
    

       

  

         
    

   
     

  

       
       

 
 

  

      
        

 

  

 

  

   

Deutscher Bundestag Drucksache 19/29965 

19. Wahlperiode 20.05.2021 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz (6. Ausschuss) 

zu dem Gesetzentwurf der Abgeordneten Roman Johannes Reusch, Marc 

Bernhard, Stephan Brandner, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
– Drucksache 19/22538 – 

Entwurf eines … Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 

A. Problem 

Die Fraktion der AfD stellt dar, dass die Meinungsfreiheit nicht nur von staatlicher 
Seite durch Gesetze beschränkt werden könne, sondern auch durch rechtliche oder 
wirtschaftliche Benachteiligungen, die Menschen von Privaten erführen. Ein das 
Recht auf freie Meinungsäußerung gefährdendes Machtungleichgewicht, wie 
zwischen Bürger und Staat, könne auch im Bürger-Bürger-Verhältnis bestehen. 

Das Grundgesetz solle daher in Artikel 5 Absatz 1 um den folgenden Satz ergänzt 
werden: „An diesem Rechte darf ihn kein Arbeits- oder Anstellungsverhältnis hin-
dern und niemand darf ihn benachteiligen, wenn er von diesem Rechte Gebrauch 
macht.“ 

B. Lösung 

Ablehnung des Gesetzentwurfs mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, 
SPD, FDP, DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der Fraktion der AfD. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 

Wurden im Ausschuss nicht erörtert. 
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Drucksache 19/29965 – 2 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 

Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/22538 abzulehnen. 

Berlin, den 19. Mai 2021 

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 

Dr. Heribert Hirte 
Stellvertretender Vorsitzender 

Dr. Volker Ullrich 
Berichterstatter 

Sonja Amalie Steffen 
Berichterstatterin 

Fabian Jacobi 
Berichterstatter 

Dr. Marco Buschmann 
Berichterstatter 

Friedrich Straetmanns 
Berichterstatter 

Canan Bayram 
Berichterstatterin 
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Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 3 – Drucksache 19/29965 

Bericht der Abgeordneten Dr. Volker Ullrich, Sonja Amalie Steffen, Fabian Jacobi, 
Dr. Marco Buschmann, Friedrich Straetmanns und Canan Bayram 

I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat die Vorlage auf Drucksache 19/22538 in seiner 176. Sitzung am 17. September 
2020 beraten und an den Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz zur Beratung überwiesen. 

II. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz hat die Vorlage in seiner 153. Sitzung am 19. Mai 2021 
abschließend beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP, DIE LINKE. und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktion der AfD, den Gesetzentwurf abzulehnen. 

Berlin, den 19. Mai 2021 

Dr. Volker Ullrich Sonja Amalie Steffen Fabian Jacobi 
Berichterstatter Berichterstatterin Berichterstatter 

Dr. Marco Buschmann Friedrich Straetmanns Canan Bayram 
Berichterstatter Berichterstatter Berichterstatterin 
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